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Satzung uber die Ferienbetreuung von Grundschulkindern
in der Stadt Rheinau
- Ferienbetreuungssatzung -

Aufgrund von § 4 Gemeindeordnung fur Baden-Wirttemberg (GemO) in der jeweils
geltenden Fassung hat der Gemeinderat in seiner Sitzung am 08. Juli 2026 folgende
Satzung Uber die Ferienbetreuung von Grundschulkindern beschlossen:

§1
Offentliche Einrichtung

Die Stadt Rheinau betreibt die Ferienbetreuung fur die Grundschulkindern zentral am
Grundschulstandort Freistett als offentliche Einrichtung. Das
Ferienbetreuungsangebot ist Bestandteil der Erfullung des Rechtsanspruchs auf
Ganztagsbetreuung fur Grundschulkinder ab dem Schuljahr 2026/27, der jeweils mit
der Einschulung in Klasse 1 bzw. in die Juniorklasse beginnt.

§2
Betreuungsinhalt

Das Ferienbetreuungsangebot orientiert sich an den Bedirfnissen der
Grundschulkinder sowie den 6rtlichen und situationsbedingten Gegebenheiten.

§3
Ort der Betreuung

Die Ferienbetreuung findet am Grundschulstandort Freistett in dafur vorgesehenen
Raumlichkeiten im Schulgebaude bzw. in unmittelbarer Nahe hierzu statt.

84
Benutzerkreis

Die Ferienbetreuung steht Grundschulkindern aus Rheinau ab dem Zeitpunkt der
Einschulung in die 1. Klasse bzw. in die Juniorklasse zur Verfiigung. Bei freien
Kapazitaten konnen auch Erstklassler vor der Einschulung aufgenommen werden.
Sofern freie Platze zur Verflugung stehen, ist nach Absprache mit den
Herkunftsgemeinden ausnahmsweise auch die Betreuung von Grundschulkindern aus
umliegenden Gemeinden moglich.



§5
Betreuungszeiten

Die Ferienbetreuung findet in den jeweils fur ein Schuljahr festgelegten
Betreuungszeitrdumen wahrend der Schulferien von Montag bis Freitag mit Ausnahme
der gesetzlichen Feiertage in der Zeit von 07.30 Uhr bis 15.30 Uhr statt.

§6

Anmeldung, Aufnahme

1. Die Betreuungszeitraume werden durch die Stadt jahrlich bis zum 15. Marz fur
das kommende Schuljahr festgelegt und den Personensorgeberechtigten
bekanntgegeben und im Amtlichen Mitteilungsblatt veroffentlicht.

2. Der voraussichtliche Betreuungsbedarf ist von den Personensorgeberechtigten
innerhalb einer von der Stadt jahrlich festzusetzenden Frist anzumelden.

3. Die Buchung der Ferienbetreuung hat mindestens fur eine ganze Woche zu
erfolgen.

4, Die schriftliche Anmeldung zur Ferienbetreuung hat bis spatestens 8 Wochen

vor der jeweiligen Ferienwoche zu erfolgen. Bei freien Kapazitaten ist auch nach
diesem Zeitpunkt noch eine Anmeldung mdglich. Die Aufnahme erfolgt nach
entsprechender Bestatigung durch die von der Stadt beauftragte Person.

8§87
Ende des Betreuungsangebots, Abmeldung, Nichtaufnahme

1. Das Betreuungsangebot  endet  automatisch mit  Ablauf  der
Buchungszeitraumes.

2. AulRerdem kann das Betreuungsangebot mit einer Frist von 4 Wochen zum
Monatsende gekiindigt werden. Die Kindigung bedarf der Schriftform.

3. Die Stadt kann die Aufnahme eines Kindes in die Ferienbetreuung ablehnen

- bei wiederholter Nichtbeachtung der in dieser Satzung aufgeftihrten Pflichten
der Personensorgeberechtigten

- wenn Zahlungsriickstande aus friheren Betreuungsverhéltnissen bestehen

- wenn ein Kind bei friheren Betreuungsverhaltnissen wiederholt und nachhaltig
den geordneten Betrieb der Ferienbetreuung gestort hat, z.B. Belastigung oder
Gefahrdung anderer Kinder oder des Betreuungspersonals.

4. Bei Gefahr fur die Gesundheit der anderen Kinder ist ein fristloser Ausschluss
von der Ferienbetreuung maglich. Die Gebihrenpflicht bleibt hiervon unberihrt.



§8
Benutzung der Einrichtung, Aufsichtspflicht, Haftung

Die Kinder sind von den Personensorgeberechtigten darauf hinzuweisen, dass
den Anordnungen der Betreuungskréfte Folge zu leisten ist.

Die Benutzung von Handys, Smartphones und sonstigen elektronischen
Geraten ist wahrend der Betreuungszeit verboten.

Die Aufsichtspflicht des Betreuungspersonals erstreckt sich auf den Zeitraum
vom Betreten bis zum Verlassen der Betreuungseinrichtung. Die Aufsichtspflicht
beginnt mit der Ubernahme bzw. BegriiRung des zu betreuenden Kindes durch
das Betreuungspersonal.

Bei Spielangeboten im Freien und bei Ausfligen (Spaziergange 0.4.) erweitert
sich die Verantwortung auf die Dauer des jeweiligen Angebotes entsprechend.
Bei schuldhaftem Verstol3 eines Kindes gegen die Anweisungen der
Betreuungskréafte sind diese von ihrer Verantwortung entbunden. Auf dem Weg
von und zu der Einrichtung sind die Personensorgeberechtigten fur ihre Kinder
verantwortlich.

Sollte ein Kind die Raumlichkeiten bzw. das Gelande der Ferienbetreuung
unerlaubt verlassen, wird keine Haftung tbernommen.

Die Kinder sind gegen Unfélle wahrend des Ferienbetreuungsangebotes sowie
auf dem direkten Weg zwischen Wohnung und Betreuungsraumen bzw.
Betreuungsraumen und Wohnung durch die gesetzliche
Schilerunfallversicherung versichert. Die Personensorgeberechtigten sind
verpflichtet, Unfalle, die auf dem Weg zur und von der Ferienbetreuung sich
ereignen, den Betreuungspersonen unverziglich zu melden.

Die Personensorgeberechtigten tragen Sorge dafir, dass die Kinder
ordnungsgemal zur Einrichtung und von dort wieder nach Hause kommen.

Die Kinder werden nach dem Ende der festgelegten Betreuungszeit aus der
Einrichtung entlassen. Eine weitere Aufsichtspflicht besteht dartuber hinaus
nicht.

Die Stadt ibernimmt flir Garderobe, Schmuck- und Wertsachen und sonstige in
die Betreuung mitgebrachten Gegenstande der Kinder keine Haftung. In die
Einrichtung mitgenommene private Kleidungsstiicke und Gegenstande sollen
namentlich gekennzeichnet werden.

Fir Schaden, die ein Kind einem Dritten zuflgt, haften die
Personensorgeberechtigten nach den gesetzlichen Vorschriften. Es wird
empfohlen, eine private Haftpflichtversicherung abzuschliel3en



§9
Verpflegung

Das Ferienbetreuungsangebot beinhaltet keine Verpflegung seitens der Stadt. Dem
Kind sind ausreichend Vesper und Getranke mitzugeben.

§10
Regelung in Krankheitsfallen

1. Nimmt ein Kind die gebuchte Ferienbetreuung aufgrund Krankheit oder aus
sonstigem Grund an einzelnen Tagen oder vollstandig nicht wahr, haben die
Personensorgeberechtigten rechtzeitig vor Betreuungsbeginn direkt das
Betreuungspersonal zu informieren.

2. Leidet ein Kind oder ein Familienmitglied an einer ansteckenden Krankheit, ist
das Betreuungspersonal unverzuglich zu informieren. Der Besuch der
Ferienbetreuung kann in diesem Fall ausgeschlossen werden.

3. Die Gebuhrenpflicht bleibt hiervon unberihrt.

8§11
Medizinische Notfalle

Mit der Anmeldung zur Ferienbetreuung stimmen die Personensorgeberechtigten zu,
dass fur ihr Kind bei einem Notfall arztliche Hilfe in die Einrichtung angefordert werden
kann und ihr Kind ggf. per Rettungsdienst ins Krankenhaus eingeliefert werden darf.

8§12
Benutzungsgebuhr

Die Benutzungsgebihren sind in der Schulkinderbetreuungsgebihrensatzung
geregelt.

813
Datenschutz

1. Personenbezogene Angaben, die im Zusammenhang mit der Erziehung, Bildung
und Betreuung des Kindes in der Einrichtung erhoben oder verwendet werden,
unterliegen den Bestimmungen des Datenschutzes. Die Stadt Rheinau und das
Betreuungspersonal gewahrleisten die Einhaltung der datenschutzrechtlichen
Bestimmungen.



2. Auf die Datenschutzhinweise fir Eltern und Personensorgeberichtigte tUber die
Verarbeitung personenbezogener Daten und die nach den datenschutzrechtlichen
Regelungen zustehenden Anspriiche und Rechte wird hingewiesen.

3. Eine Datenubermittlung an Personen oder Stellen ist nur zulassig, wenn eine
gesetzliche Ubermittlungsbefugnis oder eine freiwilige und zweckbestimmte
Einwilligungserklarung der Personensorgeberechtigten vorliegt.

Fotos in Druckmedien und/oder im Internet erfolgen nur nach schriftlicher
Einwilligung durch die Personensorgeberechtigten.

§14
Inkrafttreten
Diese Satzung tritt am 01.10.2026 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung Uber die Ferienbetreuung der Grundschulkinder in der
Stadt Rheinau vom 30.10.2015 aul3er Kraft.

Auf die Bestimmungen des § 4 Absatz 4 der Gemeindeordnung fir Baden-
Wirttemberqg (GemQ) wird besonders hingewiesen:

Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung oder
auf Grund der Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der
Bekanntmachung als von Anfang an giiltig zustande gekommen. Dies gilt nicht, wenn

1. die Vorschriften Uber die Offentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die
Bekanntmachung verletzt worden sind,

2. der Biirgermeister dem Beschluss nach § 43 GemO wegen Gesetzwidrigkeit widersprochen hat,
oder wenn vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Rechtsaufsichtsbehorde den Beschluss
beanstandet hat oder die Verletzung der Verfahrens- oder Formvorschrift gegeniiber der Stadt
unter Bezeichnung des Sachverhalts, der die Verletzung begriinden soll, schriftlich oder
elektronisch geltend gemacht worden ist.

Ist eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht worden, so kann auch nach Ablauf der in Satz
1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen.

Rheinau, den 09. Juli 2026

Christian Francken, Birgermeister



		2026-07-23T10:55:24+0200
	SignMeWebApp / www.sign-me.de
	Satzung über die Ferienbetreuung der Grundschulkinder - Juli 2026.pdf




